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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 116/16 B 
 
L 6 R 1/15 (Bayerisches LSG) 
S 3 R 191/13 (SG Regensburg) 
 
 
 
………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….. 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bayern Süd, 
Am Alten Viehmarkt 2, 84028 Landshut, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Juni 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 30. März 2016 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 30.3.2016 hat das Bayerische LSG einen Anspruch des Klägers auf Nach-

zahlung von Regelaltersrente bei zutreffender Anrechnung von Verletztenrente für die Zeit vom 

1.4.1999 bis 31.12.2007 verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. In der Beschwerdebegründung macht er die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache (1.) und eine Rechtsprechungsabweichung (2.) geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beru-

hen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

1. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage auf-

wirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Der Kläger hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob § 44 (4) SGB X auch dann anzuwenden ist, wenn die rechtswidrige Verkürzung des 
Anspruchs auf Altersrente auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Rentenversiche-
rung beruht." 
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Er versäumt es jedoch darzulegen, dass diese Frage klärungsbedürftig (a) ist und im ange-

strebten Revisionsverfahren klärungsfähig (b) wäre. 

 

a) Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch schon eine oder 

mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur 

Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17). Ebenso kann der Klärungsbedarf durch die Rechtspre-

chung eines anderen obersten Bundesgerichts entfallen (BVerwG Beschlüsse vom 

6.3.2006 - 10 B 80/05 - Juris RdNr 5 und vom 16.11.2007 - 9 B 36/07 - Juris RdNr 11). Im Hin-

blick hierauf muss in der Beschwerdebegründung unter Auswertung der Rechtsprechung des 

BSG bzw des BVerfG sowie ggf der einschlägigen Rechtsprechung aller obersten Bundesge-

richte zu dem Problemkreis substantiiert vorgetragen werden, dass zu dem angesprochenen 

Fragenbereich noch keine Entscheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die 

hier maßgebende Frage von grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet ist (Krasney/ 

Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 183 mwN). 

 

Hieran fehlt es. Die Beschwerdebegründung geht weder auf die Senatsurteile vom 8.2.2012 

(B 5 R 38/11 R - SozR 4-5075 § 3 Nr 1 und B 5 R 42/11 R - Juris; die dagegen gerichteten Ver-

fassungsbeschwerden hat das BVerfG mit Beschlüssen vom 2.7.2013 - 1 BvR 1444/12 - und 

vom 17.6.2013 - 1 BvR 1008/12 - ohne nähere Begründung nicht zur Entscheidung angenom-

men) noch auf das Urteil des 13. Senats vom 7.2.2012 (B 13 R 40/11 R - BSGE 110, 97 = SozR 

4-5075 § 3 Nr 2, RdNr 37) ein, wonach es bei der Anwendung von § 44 Abs 4 SGB X "unerheb-

lich ist, ob den Versicherungsträger an der Rechtswidrigkeit des nach § 44 Abs 1 SGB X zu-

rückgenommenen Verwaltungsakts ein Verschulden trifft" und dass gegen § 44 Abs 4 SGB X 

weder "der Einwand der unzulässigen Rechtsausübung erhoben oder ein Verstoß gegen Treu 

und Glauben geltend gemacht werden" kann noch "der Leistungsträger eine Einrede zu erheben 

bräuchte". Auch der 1. und der 11a-Senat des BSG (Urteile vom 21.1.1987 - 1 RA 27/86 - SozR 

1300 § 44 Nr 25 S 67 f und vom 9.9.1986 - 11a RA 28/85 - BSGE 60, 245, 247 f = SozR 1300 

§ 44 Nr 24 S 63 f sowie zum großen Teil textidentisch - 11a RA 10/86 - SozSich 1987, 

RsprNr 4041) haben bereits entschieden, dass es auf ein Verschulden des Leistungsträgers we-

der bei der direkten Anwendung des § 44 Abs 4 SGB X noch bei seiner entsprechenden Anwen-

dung im Rahmen des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs ankomme (s dazu auch BSG Ur-

teile vom 27.3.2007 - B 13 R 58/06 R - BSGE 98, 162 = SozR 4-1300 § 44 Nr 9 und zuletzt vom 

24.4.2014 - B 13 R 23/13 R - Juris RdNr 17). 

 

Dass trotz dieser vorhandenen höchstrichterlichen Rechtsprechung noch oder wieder Klärungs-

bedarf bestehe, hat der Kläger nicht ausreichend vorgetragen. Um darzulegen, dass einer be-
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reits entschiedenen Rechtsfrage gleichwohl noch grundsätzliche Bedeutung zukomme, hat ein 

Beschwerdeführer aufzuzeigen, in welchem Umfang, von welcher Seite und mit welcher Begrün-

dung der Rechtsprechung widersprochen werde bzw die Beantwortung der Rechtsfrage umstrit-

ten sei (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51). Dasselbe gilt für die Behauptung, dass neue erhebliche 

Gesichtspunkte zu berücksichtigen seien, die zu einer über die bisherige Erörterung hinausge-

henden Betrachtung der grundsätzlich bereits entschiedenen Rechtsfrage führen könnten und 

die Möglichkeit einer anderweitigen Entscheidung nicht offensichtlich ausschlössen (vgl hierzu 

BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2 mwN; s auch Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, 

SGG, 11. Aufl 2014, § 160 RdNr 8b). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung 

nicht gerecht. 

 

b) Außerdem fehlt es an einer ausreichenden Darlegung der Klärungsfähigkeit. Hierzu hätte 

aufgezeigt werden müssen, dass gerade ausgehend von dem vom LSG für das Revisionsge-

richt verbindlich festgestellten Sachverhalt (§ 163 SGG) im künftigen Revisionsverfahren not-

wendig über die aufgeworfenen Fragen zu entscheiden sein wird und an welcher konkreten 

Stelle der vorzunehmenden rechtlichen Prüfung dies jeweils zu geschehen hätte. Die Begrün-

dung schweigt bereits dazu, ob sich der von ihr mitgeteilte Sachverhalt überhaupt auf den vom 

LSG festgestellten berufen will und ggf mit diesem ganz oder teilweise identisch ist. Da jeden-

falls die bloße Mitteilung eines ohne Herkunftsangabe in der Beschwerdebegründung selbst for-

mulierten Sachverhalts nicht geeignet ist, die mangelnde Bezeichnung des vom Berufungsge-

richt festgestellten Sachverhalts zu kompensieren und es andererseits nicht dem Beschwerde-

gericht obliegt, die angegriffene Entscheidung selbst nach einschlägigen Feststellungen zu 

durchsuchen, ist eine Beurteilung der potenziellen Entscheidungsrelevanz der aufgeworfenen 

Fragen schon deshalb von vorneherein ausgeschlossen. 

 

2. Auch eine Rechtsprechungsabweichung ist nicht schlüssig dargetan. Divergenz iS von § 160 

Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, die zwei Entscheidun-

gen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur dann in Betracht, 

wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen 

abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat. Eine Abwei-

chung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien 

entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien wider-

sprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entschei-

dung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulas-

sung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Diver-

genz, dass der angefochtene Beschluss auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Darle-

gungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen las-

sen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist 

und welcher im Beschluss des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner 

muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtspre-
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chung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben 

wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserforder-

nissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger behauptet, das LSG weiche "mit seiner Rechtsauffassung, § 44 (4) SGB X sei auch 

bei vorsätzlich rechtswidrig erlassenen Rentenbescheiden anzuwenden", von dem Urteil des 

BSG vom 11.4.1985 (4b/9a RV 5/84 - SozR 1300 § 44 Nr 17) ab, wonach "sich der Schuldner 

auch auf Verjährung … solange berufen kann, als nicht wegen eines groben Verstoßes gegen 

Treu und Glauben die Grenze zulässiger Rechtsausübung überschritten ist; bloße Fahrlässigkeit 

ist ohne Belang". Er erläutert jedoch nicht, weshalb diese beiden Sätze divergieren, wieso der 

Umkehrschluss von bloßer Fahrlässigkeit auf vorsätzliches Verhalten zulässig sein könnte und 

warum es sich bei den Ausführungen des BSG nicht nur um eine zusätzliche Begründung, son-

dern gerade um einen tragenden Rechtssatz handeln könnte, obgleich die zitierte Textpassage 

ausdrücklich mit den Worten "Im Übrigen besteht Anlass zu dem Hinweis, dass …" eingeleitet 

wird. Soweit die Beschwerdeschrift darüber hinaus eine "Abweichung von der Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts 1 BvL 10/10 vom 27.2.2007" geltend macht, ist anzumerken, dass 

eine solche Entscheidung mit diesem Datum und Aktenzeichen überhaupt nicht existiert. Sollte 

der Kläger den Beschluss des BVerfG vom 27.2.2007 (1 BvL 10/00 - BVerfGE 117, 272 = SozR 

4-2600 § 58 Nr 7) gemeint haben, hat er aus dieser verfassungsgerichtlichen Entscheidung je-

denfalls keinen tragenden abstrakten Rechtssatz herausgearbeitet, dem das LSG widerspro-

chen haben könnte. 

 

Ungeachtet dessen hat er auch nicht aufgezeigt, dass die Entscheidung des LSG auf den be-

haupteten Divergenzen beruht. Die Beschwerdebegründung legt nicht dar, dass BSG und 

BVerfG in den herangezogenen Entscheidungen auf der Grundlage der darin angeblich aufge-

stellten Rechtssätze eine Fallkonstellation, die mit derjenigen des Klägers vergleichbar ist, tra-

gend anders entschieden hat als das LSG im angefochtenen Beschluss. Dafür genügt es kei-

nesfalls, isoliert einzelne Sätze der verfassungs- bzw bundesgerichtlichen Entscheidung zu zitie-

ren und - völlig losgelöst von ihren Bezugsrahmen - zu behaupten, es handele sich dabei um 

tragende höchstrichterliche Rechtssätze (Senatsbeschluss vom 13.2.2013 - B 5 R 398/12 B - 

BeckRS 2013, 66978 RdNr 8). Stattdessen ist der tatsächliche und rechtliche Kontext darzustel-

len, in dem die herangezogenen verfassungs- bzw bundesgerichtlichen Rechtssätze stehen (vgl 

hierzu zB BSG Beschluss vom 7.2.2007 - B 6 KA 56/06 B - BeckRS 2007, 41946 RdNr 10 

mwN). Zum Kontext der herangezogenen Entscheidungen ist der Beschwerdebegründung aber 

schon deshalb nichts zu entnehmen, weil sie verschweigt, welchen Sachverhalt BVerfG und 

BSG jeweils zu beurteilen hatten, sodass auch nicht deutlich wird, welche rechtlichen Aussagen 

sie wirklich getroffen haben und welche Aussagen auf einer Interpretation des Klägers beruhen. 

Konkrete Sachverhaltsdarstellungen auch der herangezogenen Entscheidungen gehören aber 

zu den Mindestvoraussetzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenzrüge prüfen 
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zu können. Denn eine die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei gleichem oder 

vergleichbarem Sachverhalt vorliegen, auf den dieselben Rechtsnormen anzuwenden sind. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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